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Im Namen des Volkes!

10 AZR 876/95 
2 Sa 300/94 Bremen

Verkündet am 
31. Juli 1996

U r t e i l
Susdorf,
Reg.-Sekretär
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 31. Juli 1996 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Dr.h.c. Matthes, die Richter Hauck und Bock sowie den ehren-
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amtlichen Richter Schaeff und die ehrenamtliche Richterin Schla- 
efke für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bremen vom 19. Juli 
1995 - 2 Sa 300/94 - aufgehoben.

2. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Bremen vom 25. Mai 1994 - 9 Ca 
9505/92 - wird zurückgewiesen.

3. Der Kläger trägt die Kosten der Berufung und 
der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Zahlung eines weiteren Weih­
nachtsgeldbetrages für das Jahr 1992 unter Berücksichtigung der 
Betriebszugehörigkeit des Klägers.

Der Kläger war früher bei der M GmbH (D ) in
der Betriebsstätte W Straße in B beschäftigt. Diese Firma
wurde im Jahre 1991 mit der Fa. M - und S GmbH
(M ) unter gleichzeitiger Umfirmierung in die ST

GmbH (die Beklagte) verschmolzen. Aus diesem Anlaß wurde am 
18. Dezember 1991 ein Interessenausgleich und Sozialplan zwischen 
den Geschäftsführungen der D und der M sowie dem Gesamtbe- 
riebsrat der D und dem Betriebsrat der M abgeschlossen, der 
u.a. bestimmt:

4.2 Die bei der D M GmbH und ihren
Vorgängerunternehmen verbrachten oder anerkannten
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Dienstzeiten werden bei der ST
GmbH anerkannt. Dies gilt auch für die Ruhe- 

geldanwartenschaften.

Am 1. Juli 1992 wurde die Betriebsstätte W Straße 
aufgelöst. Die Mitarbeiter - so auch der Kläger - wurden in den 
Betrieb B , Straße, der Beklagten übernommen. Aus
Anlaß der Betriebsauflösung wurde zwischen der Geschäftsführung 
der Beklagten und dem Betriebsrat der Betriebsstätte W straße, 
dessen Vorsitzender der Kläger war, am 1. Juli 1992 ein 
Interessenausgleich/Sozialplan abgeschlossen, der u.a. regelt:

"Die kollektiven Vereinbarungen der Betriebsstät­
te W Straße erlöschen zum Zeitpunkt der Auflö­
sung der Betriebsstätte W Straße. Die Ansprü­
che der Mitarbeiterinnen aus diesen kollektiven 
Vereinbarungen enden zum Zeitpunkt ihrer Verset­
zungen. An ihre Stelle treten die im jeweilig 
aufnehmenden Betrieb geltenden Betriebsvereinba­
rungen /Regelungsabsprachen/Dienstanweisungen.

3.1.3 Die materiellen Ansprüche aus der D -Be­
triebsordnung in der Fassung vom 1.1.1990

7. Dienstzeiten und Dienstzeitanrechnung 
gelten bis zum Zeitpunkt der Harmonisie­
rung der entsprechenden Regelungen in 
der ST weiter.

3.4 Besitzstand
Aufgrund kollektiver Regelungen des aufneh­
menden Betriebes darf für einzelne Mitar­
beiterinnen keine finanzielle Schlechter­
stellung bezgl. des Gehaltes erfolgen.

4. Verweis auf Interessenausgleich/Sozialplan 
vom 18.12.1991
Im übrigen gelten die Regelungen des D /
M -Interessenausgleichs/Sozialplans vom 
18.12.1991."
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Unter dem 5. November 1992 Unterzeichneten die Geschäftsfüh­
rung der Beklagten und der Betriebsrat B -H Straße eine
Regelung über das Weihnachtsgeld 1992, die u.a. folgendes vorsah:

2. Grundbetrag
60 % des monatlichen Durchschnittsverdienstes 
aus dem Zeitraum August bis Oktober 1992, min­
destens jedoch DM 2.700,--.

3. Dienstjahreszuschlag
1 % des Durchschnittsverdienstes pro vollende­
tem Jahr der Betriebszugehörigkeit.
H

Für die Mitarbeiter der ehemaligen Betriebsstätte W staße 
ist in Ziffer 1 2. Absatz geregelt:

"Für die Tarif-Mitarbeiter der ehemaligen Be­
triebsstätte B -V /W Straße kommt
die Ziffer 3 (Dienstjahreszuschlag) nicht zum 
Tragen."

In den ehemaligen Firmen M und D war die Weihnachtsgeld­
zahlung unterschiedlich geregelt. Das Weihnachtsgeld bei der M 
- das jeweils für das laufende Jahr durch eine Betriebsvereinba­
rung festgelegt wurde - entsprach den Ziffern 2 und 3 der Weih­
nachtsgeldregelung vom 5. November 1992, bei der D wurde ein 
Dienstjahreszuschlag (Ziffer 3 der Weihnachtsgeldregelung vom
5. November 1992) nicht gezahlt.

Der Kläger verlangt mit der Klage die Zahlung des Dienstjah-
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reszuschlags für 19 bei der D und ihren Rechtsvorgängerinnen 
verbrachte Dienstjahre in der unstreitigen Höhe von 1.252,52 DM 
brutto. Er ist der Auffassung, die Herausnahme der Mitarbeiter 
der ehemaligen Betriebsstätte W Straße aus der Regelung über 
den Dienstjahreszuschlag verstoße gegen die Interessenausgleiche/ 
Sozialpläne vom 18. Dezember 1991 und vom 1. Juli 1992 und gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz. Außerdem habe die Beklagte dem 
Betriebsrat W Straße bei den Verhandlungen über den 
Interessenausgleich/Sozialplan vom 1. Juli 1992 die Gleichbe­
handlung der Mitarbeiter der ehemaligen Firmen D und M hin­
sichtlich des Weihnachtsgeldes zugesagt.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
1.252,52 DM brutto nebst 4 % Zinsen auf den Net­
tobetrag seit dem 05.01.1993 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie meint, 
ein Verstoß gegen die Interessenausgleiche/Sozialpläne liege 
nicht vor; die "Betriebszugehörigkeit" sei danach keine eigen­
ständige Anspruchsgrundlage, sondern ggf. als Tatbestandsmerkmal 
einer weitergehenden Regelung zu beachten. Die Weihnachtsgeldre­
gelung ST 1992 enthalte aber das Tatbestandsmerkmal "Betriebszu­
gehörigkeit" nicht. Die Beklagte sei auch nicht verpflichtet ge­
wesen, ein solches. Tatbestandsmerkmal aufzunehmen; sie habe die 
Gleichbehandlung der Mitarbeiter der ehemaligen Firmen M und 
D bei der Weihnachtsgeldzahlung nicht zugesagt. Da im Rahmen 
der Gesamtrechtsnachfolge im Zuge der Verschmelzung der Firmen 
D und M die Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter dieser Firmen
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in ihrem Bestand vor der Verschmelzung geschützt werden sollten, 
sei die Beklagte auch unter Berücksichtigung des Gleichbehand­
lungsgrundsatzes berechtigt gewesen, die früher gegebenen Unter­
schiedlichkeiten der Weihnachtsgeldregelungen der Firmen D und 
M in ihrer Weihnachtsgeldregelung aufrechtzuerhalten.

Das Arbeitsgericht hat die Klage nach Beweiserhebung über 
das Vorliegen einer Zusage der Gleichbehandlung der Mitarbeiter 
der ehemaligen Firmen D und M bei der Weihnachtsgeldzahlung 
abgewiesen. Auf die Berufung des Klägers hat das Landesarbeitsge­
richt die Beklagte antragsgemäß zur Zahlung des weiteren Weih­
nachtsgeldbetrages verurteilt. Mit der vom Landesarbeitsgericht 
zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabwei­
sungsantrag weiter.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet. Der Kläger hat 
keinen Anspruch auf Zahlung eines höheren Weihnachtsgeldes für 
das Jahr 1992 unter Berücksichtigung seiner Dienstzeit/Betriebs- 
zugehörigkeit. Auf die Revision der Beklagten ist daher das kla­
geabweisende Ersturteil wiederherzustellen.

I. Das Landesarbeitsgericht hat zur Begründung seiner Entschei­
dung ausgeführt, der Anspruch des Klägers beruhe auf den Zif­
fern 2 und 3 der Weihnachtsgeldregelung vom 5. November 1992; der 
Ausschluß der Tarif-Mitarbeiter der ehemaligen Betriebsstätte
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B -V /W Straße, nach Ziffer 1 Abs. 2 der Regelung
sei unwirksam. Die Herausnahme dieser Mitarbeiter aus der Rege­
lung über die Steigerung des Weihnachtsgeldes je nach der Be­
triebszugehörigkeit verstoße gegen die Regelungen der Interessen­
ausgleiche und Sozialpläne vom 18. Dezember 1991 und vom 1. Juli 
1992. Da die Betriebsvereinbarungen über die Sozialpläne und In­
teressenausgleiche auf einer anderen Rangstufe stünden, gelte in­
soweit nicht das Ablösungsprinzip, sondern aus der Auslegung der 
unterschiedlichen Regelungen folge, daß die an die Dienstzeit ge­
knüpften Rechtsfolgen für die Mitarbeiter der früheren Firmen D 
und M nicht unterschiedlich sein dürften; die Betriebszugehö­
rigkeit der aus den verschiedenen Firmen stammenden Mitarbeiter 
müsse in gleicher Weise berücksichtigt werden. Die Betriebsver­
einbarungen vom 18. Dezember 1991 und vom 1. Juli 1992 steckten 
den Rahmen ab, innerhalb dessen die Beklagte ihre Mitarbeiter aus 
der Betriebsstätte W Straße im Betrieb H Straße be­
triebsverfassungsrechtlich behandeln dürfe. Daran halte sich die 
Weihnachtsgeldregelung 1992 nicht.

Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts vermag der 
Senat nicht zu folgen.

II. Der Kläger kann die Zahlung eines höheren Weihnachtsgeldbe­
trages unter Berücksichtigung seiner Betriebszugehörigkeit bei 
der ehemaligen D und deren Rechtsvorgängerinnen (Dienstjahres- 
zuschlag) nicht verlangen.

1. Die Weihnachtsgeldregelung ST 1992 vom 5. November 1992

-  8 -
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gibt dem Kläger nach ihrem Wortlaut keinen Anspruch auf den 
Dienstjahreszuschlag. Nach Ziffer 1 Abs. 2 kommt für den Kläger 
als Tarif-Mitarbeiter der ehemaligen Betriebsstätte W Straße 
die entsprechende Bestimmung in Ziffer 3 der Weihnachtsgeldrege­
lung nicht zum Tragen.

2. Ein Anspruch des Klägers auf Zahlung eines höheren Weih­
nachtsgeldes unter Berücksichtigung der bei der D und ihren 
Rechtsvorgängerinnen verbrachten oder anerkannten Dienstzeiten 
folgt auch nicht aus Ziffer 4.2 des zwischen den Geschäftsführern 
der D und der M einerseits und dem Gesamtbetriebsrat der D 
und dem Betriebsrat der M andererseits abgeschlossenen Interes­
senausgleichs und Sozialplans vom 18. Dezember 1991. Diese Rege­
lung besagt lediglich, daß die bei der D und ihren Vorgängerun­
ternehmen verbrachten oder anerkannten Dienstzeiten bei der S 
anerkannt werden. Sie gibt den Arbeitnehmern der D aber keinen 
direkten Anspruch auf Zahlung eines höheren Weihnachtsgeldes 
unter Berücksichtigung der Betriebszugehörigkeit.

3. Ein Anspruch des Klägers auf ein höheres Weihnachtsgeld er­
gibt sich auch nicht daraus, daß - wie das Landesarbeitsgericht 
angenommen hat - die Regelung über das Weihnachtsgeld 1992 inso­
weit gegen die Interessenausgleiche/Sozialpläne vom 18. Dezember 
1991 und vom 1. Juli 1992 verstößt.

a) Der Sozialplan vom 18. Dezember 1991 regelt durch die Be­
stimmung in Ziffer 4.2, wonach die bei der D ... verbrachten 
oder anerkannten Dienstzeiten bei der Beklagten anerkannt werden.
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daß bei der Feststellung von Ansprüchen bzw. Rechten, die von 
Dienstzeiten abhängen, die Dienstzeiten der Arbeitnehmer bei der 
D und ihren Vorgängerunternehmen berücksichtigt werden müssen. 
Aufgrund der ausdrücklichen Erwähnung im Interessenausgleich/ 
Sozialplan gilt dies auch und insbesondere für die Ruhegeldan­
wartschaften. Die Vorschrift kommt zur Anwendung, soweit Ansprü­
che bzw. Rechte nach ihren Voraussetzungen von der Dienstzeit ab­
hängen. Die Bestimmung kann aber nicht so verstanden werden, daß 
die anerkannten Dienstzeiten nunmehr bei allen Leistungen, für 
die sie bisher nicht Anspruchsvoraussetzung waren, zugrunde ge­
legt werden müssen. Die Bestimmung im Sozialplan unter Ziffer 4.2 
regelt nur den Fall, daß dann, wenn sich Ansprüche bzw. Rechte 
unter Berücksichtigung der Dienstzeiten beurteilen, die Dienst­
zeiten der Mitarbeiter in den genannten Firmen - D und ihren 
Vorgängerunternehmen - zu berücksichtigen sind. Aus der Regelung 
folgt jedoch nicht, daß grundsätzlich keine Ansprüche oder Rechte 
ohne Rücksicht auf die Dienstzeiten eingeräumt werden dürfen. Ein 
derartiges Differenzierungsverbot haben die Partner des Sozial­
plans nicht aufgestellt.

b) Gleiches gilt in bezug auf den Interessenausgleich/Sozial- 
plan vom 1. Juli 1992, wie sich aus dem Verweis auf den Interes- 
senausgleich/Sozialplan vom 18. Dezember 1991 in Ziffer 4 ergibt.

4. Die Regelung über das Weihnachtsgeld 1992 verstößt auch 
unter Berücksichtigung der Interessenausgleiche und Sozialpläne 
vom 18. Dezember 1991 und vom 1. Juli 1992 nicht gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz.
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a) Die Interessenausgleiche/Sozialpläne regeln nicht, daß nun­
mehr und in Zukunft alle Leistungen bei der Beklagten nur noch 
nach der Dienstzeit eingeräumt und errechnet werden müssen. Die 
Beklagte - und der bei ihr bestehende Betriebsrat - ist nicht ge­
halten, das Weihnachtsgeld 1992 ausschließlich unter Berücksich­
tigung der Betriebszugehörigkeit zu gewähren. Die Interessenaus- 
gleiche/Sozialpläne stecken insoweit den Gestaltungsrahmen der 
Beklagten nicht zwingend ab. Es ist daher grundsätzlich zulässig, 
daß die Beklagte bei der Zahlung des Weihnachtsgeldes 1992 nicht 
an die Dienstzeit anknüpft.

b) Dabei ist zu beachten, daß bei der bisherigen Weihnachts­
geldzahlung an die D -Mitarbeiter keine Dienstzeitzuschläge be­
rücksichtigt worden sind. Nach dem unstreitigen Sachverhalt ist 
davon auszugehen, daß über das Weihnachtsgeld bei der ehemaligen 
M jeweils jährlich neu entschieden worden ist und die Mitar­
beiter der D keinen Dienstjahreszuschlag zum Weihnachtsgeld 
erhalten haben.

c) Für die Regelung der Beklagten, wonach zwar ein Dienstjah­
reszuschlag grundsätzlich vorgesehen ist, die Tarif-Mitarbeiter 
der ehemaligen Betriebsstätte W Straße davon jedoch ausgenom­
men sind, ist ein sachlicher Differenzierungsgrund gegeben. Sie 
verstößt somit nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
verwehrt es der Gleichbehandlungsgrundsatz dem Arbeitgeber, ein-

11

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


11

zelne Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitnehmern ohne sachlichen 
Grund von allgemein begünstigenden Regelungen auszunehmen und 
schlechterzustellen (BAGE 49, 346 = AP Nr. 76 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung). Gewährt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
nach einem erkennbaren und generalisierenden Prinzip Leistungen, 
so muß er die Leistungsvoraussetzungen so abgrenzen, daß kein Ar­
beitnehmer hiervon aus sachfremden oder willkürlichen Gründen 
ausgeschlossen bleibt (BAG Urteil vom 6. Oktober 1993 - 10 AZR 
450/92 - AP Nr. 107 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Der Umstand, 
daß die Gruppe der benachteiligten Mitarbeiter zahlenmäßig erheb­
lich kleiner ist als die der bevorzugten Mitarbeiter, führt nicht 
dazu, daß alleine deshalb eine Verletzung des arbeitsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ausscheidet (BAG Urteil vom 30. März 
1994 - 10 AZR 681/92 - AP Nr. 113 zu § 242 BGB Gleichbehandlung, 
m . w . N . ) .

Die Unterscheidung in der Weihnachtsgeldregelung der S 
1992 zwischen den Mitarbeitern, die grundsätzlich einen Dienst­
jahreszuschlag erhalten, und denjenigen Arbeitnehmern (Tarif-Mit­
arbeiter der ehemaligen Betriebsstätte B -V /W Stra­
ße), die vom Dienstjahreszuschlag ausgenommen sind, ist sachlich 
gerechtfertigt. Unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung ist 
es nicht zu beanstanden, wenn - obwohl kein Besitzstand besteht, 
weil in der Vergangenheit jeweils jährlich neu entschieden wur­
de - an die in den Betrieben bisher in unterschiedlicher Weise 
praktizierten Regelungen angeknüpft wird. Es ist unstreitig, daß 
bei der ehemaligen D in der Vergangenheit Dienstjahreszuschläge 
zum Weihnachtsgeld nicht bezahlt worden sind. Dagegen ist bei der
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Weihnachtsgeldzahlung in der ehemaligen M die Betriebszugehö­
righörigkeit berücksichtigt worden. Wenn die Weihnachtsgeldrege­
lung 1992 hieran anknüpft, ist das unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung zulässig. Es liegt ein sachlicher Grund für die 
Unterscheidung vor.

d) Die Regelung in den Interessenausgleichen/Sozialplänen (Zif­
fer 4.2 des Sozialplans vom 18. Dezember 1991), wonach die 
Dienstzeiten in der Vergangenheit anerkannt werden, steht nicht 
entgegen. Da sie die Beklagte nicht verpflichtet, für alle Ar­
beitnehmer einheitlich nunmehr einen Dienstjahreszuschlag zu zah­
len, verbietet sie die unterschiedliche Regelung dann nicht, wenn 
diese im übrigen unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten sachlich 
gerechtfertigt ist. Die Regelung im Interessenausgleich/Sozial- 
plan vom 18. Dezember 1991 verlangt nicht, daß nunmehr alle Lei­
stungen der Arbeitgeberseite an der Betriebszugehörigkeit orien­
tiert werden. Die Regelung im Interessenausgleich/Sozialplan 
zwingt nicht dazu, in allen Fällen die Dienstzeit neu als An­
spruchsvoraussetzung aufzunehmen, und sodann die bei der ehemali­
gen D bzw. ihren Vorgängerunternehmen zurückgelegte Betriebszu­
gehörigkeit zu berücksichtigen.

Es ist sachlich gerechtfertigt, bei der Zahlung des Weih­
nachtsgeldes 1992 daran anzuknüpfen, unter welchen Voraussetzun­
gen die Mitarbeiter bei ihren früheren Firmen Weihnachtsgeldzah­
lungen bekommen haben (BAG Urteil vom 25. August 1976 - 5 AZR 
788/75 - AP Nr. 41 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Die an das 
Tatbestandsmerkmal "Dienstzeit" anknüpfende Sozialplanregelung
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kommt nicht zur Anwendung, soweit zu Recht die Dienstzeit nicht 
als Tatbestandsmerkmal/Anspruchsvoraussetzung in die Regelung 
aufgenommen worden ist.

5. Der Kläger kann seinen Anspruch auch nicht auf eine Zusage 
der Gleichbehandlung der Mitarbeiter der ehemaligen Firmen D 
und M bei der Weihnachtsgeldzahlung stützen. Eine entsprechende 
Zusage hat der Kläger - wie das Arbeitsgericht angenommen hat - 
nicht nachgewiesen. Hiergegen sind revisionsrechtlich zu beach­
tende Rügen nicht erhoben worden.

Hat der Kläger demnach keinen Anspruch auf Zahlung des wei­
teren Weihnachtsgeldbetrages für das Jahr 1992, ist auf die Revi­
sion der Beklagten das Urteil des Landesarbeitsgerichts aufzuhe­
ben und die Berufung des Klägers gegen das klageabweisende Erst­
urteil zurückzuweisen.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 91 Abs. 1, 97 Abs. 1 
ZPO.

Matthes Hauck Bock
Schaeff Schlaefke
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